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Dieser Sofortvollzug ist unserer Auffassung nach schon deshalb gerechtfertigt, weil anderenfalls für 

die jahrelange Dauer der rechtlichen Auseinandersetzung über die Unterlassungsverfügung, die über 

alle Instanzen und vermutlich unter Inanspruchnahme des EuGH geführt werden wird, die 

Arzneimittelsicherheit zum Nachteil der Patienten institutionell, dauerhaft und planmäßig gefährdet 

wird. Auch potentielle Nachahmer könnten während dieses rechtlichen Schwebezustandes auf den 

Plan gerufen werden. Bereits in der Vergangenheit hat das betreffende Unternehmen erklärt und unter 

Beweis gestellt, dass es durch gezielten Rechtsbruch die Strukturen der Arzneimittelversorgung in 

Deutschland aufbrechen und Geschäftsfelder für Investoren eröffnen will. Im Übrigen gibt es im 

deutschen Recht keinen Grundsatz, der die Anordnung des Sofortvollzugs auf strafbewährte 

Sachverhalte beschränken würde. 

 

Auch die Apothekerschaft, die zurecht und wohlbegründet einer Vielzahl von ordnungsrechtlichen 

Vorgaben unterworfen ist und im Dienste des Staates Arzneimittelsicherheit und Patientenschutz 

gewährleistet, darf ihrerseits vom Staat erwarten, vor derartigen Machenschaften geschützt zu 

werden. Wir sehen deshalb das Land Baden-Württemberg, das vorliegend für den Vollzug des 

Arzneimittelrechts verantwortlich ist, in der Pflicht, seine rechtlichen Möglichkeiten voll auszuschöpfen. 

 

Sie haben sich in den letzten Monaten mehrfach zur bestehenden Struktur der Apotheken vor Ort 

bekannt. Die Apotheken leisten einen wichtigen Beitrag zur Akutversorgung. In Hüffenhardt gibt es 

eine genehmigte Rezeptsammelstellte, so dass auch dort die Versorgung sichergestellt ist. Für die 

Präsidentinnen und Präsidenten der Apothekerkammern in Deutschland stellen die Geschehnisse in 

Hüffenhardt und die Hinnahme derartiger rechtswidriger Zustände einen erheblichen 

systemgefährdenden Charakter dar. Dies gibt Anlass zur Sorge, dass weitere am 

apothekenpflichtigen Sortiment interessierte Unternehmen geradezu ermuntert werden, diesem 

Beispiel zu folgen. 

 

Ich bitte Sie dringend im Interesse einer sicheren Arzneimittelversorgung die Erweiterung des 

Sofortvollzugs auf alle apothekenpflichtigen Arzneimittel zu veranlassen. 

 

Für ein erläuterndes Gespräch, gerne auch auf Arbeitsebene, steht Ihnen die 

Landesapothekerkammer Baden-Württemberg selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Dr. Günther Hanke 

Präsident der Landesapothekerkammer 

Baden-Württemberg 
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Arzneimittel aus dem Automaten 

 

 

Sehr geehrter Herr Minister Lucha, 

 

wie von Ihnen zugesagt, erreichte mich in Sachen Hüffenhardt am 10. Mai ein erläuterndes Schreiben 

des RP Karlsruhe. Vielen Dank dafür. Leider konnte ich diesem nicht entnehmen, dass die Absicht 

bestünde, den Sofortvollzug auf alle apothekenpflichtigen Arzneimittel zu erstrecken. 

 

Anlässlich einer Sitzung des Vorstandes der Bundesapothekerkammer am 11. Mai sah ich mich aus 

diesem Grunde mit der tiefen Besorgnis meiner Amtskolleginnen und –kollegen aus den anderen 

Bundesländern konfrontiert, die – wie ich – die Apothekenpflicht für substantiell gefährdet sehen, 

wenn die rechtswidrigen Umstände weiter anhalten und bis auf ein Gerichtsurteil gewartet werden 

müsste. 

 

Bei den Aktivitäten in Hüffenhardt handelt es sich nach unserer gemeinsamen Überzeugung nicht um 

eine Form des Versandhandels mit Arzneimitteln, da diese aus den lokalen Vorräten des Automaten 

in den Verkehr gebracht und eben nicht versendet werden. Bei der Abgabestelle handelt es sich 

aufgrund der Ausstattung der Räumlichkeiten auch nicht um eine genehmigungsfähige Apotheke. 

Folglich steht die Abgabe der Arzneimittel eindeutig im Widerspruch zur Apothekenpflicht des § 43 

Abs. 1 AMG. Die Apothekenpflicht ihrerseits ist ein zentrales organisatorisches Instrument zur 

Gewährleistung der Arzneimittelsicherheit und des Patientenschutzes. Sie ist für viele Arzneimittel 

Begründung für den Verzicht auf deren Verschreibungspflicht. 

 

Ich rege deshalb nochmals nachdrücklich an und bitte Sie auch im Namen meiner Kolleginnen und 

Kollegen des Vorstandes der Bundesapothekerkammer, die Einhaltung geltenden Rechts mit allen 

Mitteln durchzusetzen. Dies umfasst nach Auffassung aller Apothekerkammern der Länder zwingend 

die Anordnung des Sofortvollzugs für alle apothekenpflichtigen Arzneimittel.  

HüffenhardtEin bestimmendes Thema des 
ersten Halbjahres war der von Doc 
Morris in Hüffenhardt eröffnete 
Arzneimittelabgabeterminal. Hierzu 
fanden vielfältige Gespräche statt: 
mit den Aufsichtsbehörden, dem 
Sozialministerium, Bundes- und 
Landespolitikern sowie Pressever-
tretern.

In einem Schreiben 
von LAK-Präsident Dr. 
Günther Hanke an den 
Sozialminister Manne 
Lucha MdL heißt es:

Um über die Themen Digitalisierung, Versandhandel und die derzei-
tige Situation der Apotheken im Allgemeinen zu sprechen, besuchte 
LAK-Präsident Dr. Günther Hanke den gesundheitspolitischen Spre-
cher der CDU-Landtagsfraktion Stefan Teufel und seinen Fraktions-

kollegen Ulli Hocken-
berger. In der Lobby 
des Landtags fand ein 
konstruktiver Infor-
mationsaustausch 
statt. Teufel forderte 
die Apotheker auf, der 
Digitalisierung im Ge-
sundheitswesen offen 
gegenüberzustehen.

HANKE IM LANDTAG Apotheker 
im TV
In einem Beitrag der WDR-Sendung Frau tv kam 
Dr. Ernst Pallenbach, Suchtpräventionsbeauftrag-
ter der Landesapothekerkammer Baden-Würt-
temberg zu Wort. Er erläuterte, wie wichtig die 
Beratung der Apotheker gerade bei der Einnahme 
von Schlaf- und Beruhigungsmitteln ist und po-
sitionierte die Apothekerinnen und Apotheker als 
echte Heilberufler.

„Ich bitte Sie 

dringend im Interesse einer sicheren 

Arzneimittelversorgung die Erweiterung des Sofort-

vollzugs auf alle apothekenpflichtigen Arzneimittel zu 

veranlassen.“
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Seit Ende August befragen Apothekerinnen und Apo-
theker die Kandidaten der unterschiedlichen Parteien 
für die Bundestagswahl in allen Wahlkreisen zu ihren 
gesundheitspolitischen Positionen. Die Apothekerin-
nen und Apotheker schreiben aber nicht nur Briefe, 
sondern laden die Kandidaten in die Apotheken ein 
und knüpfen so Kontakte zu den zukünftigen Abge-
ordneten. Bis zur Bundestagswahl können Sie unter 
https://www.wahlradar-gesundheit.de/ lesen, wie 
die Kandidaten der Parteien zu Themen wie Versand-
handel, Digitalisierung und flächendeckende Versor-
gung stehen.

Wahlradar 
Gesundheit

18 Delegierte vertreten die Landesapothekerkam-
mer beim diesjährigen Deutschen Apothekertag vom 
13.-15 September 2017 in Düsseldorf. Auch als An-
tragssteller ist die LAK aktiv und fordert beispielswei-
se gegen Lieferengpässe aktiv zu werden oder dass 
auch Parenteralia, die keine Zytostatikazubereitungen 
darstellen, auf Anforderung einer Apotheke von einer 
anderen Apotheke oder Krankenhausapotheke an die-
se abgegeben werden dürfen. Über die Ergebnisse 
des Deutschen Apothekertages berichten wir im 
nächsten cosmas ausführlich.

DATDüsseldorf
Für kontroverse Diskussionen im Berufsstand sorgen regelmäßig 
die Pseudo-Customer Besuche in den Apotheken. 400 solcher Be-
ratungschecks lässt die LAK jährlich in baden-württembergischen 
Apotheken durchführen. Über die Motive, die Erfahrungen und die 
Ergebnisse dieser Pseudo-Customer Besuche sprach LAK-Vize-
präsidentin Silke Laubscher mit Julia Borsch, Chefredakteurin von 
DAZ.online. Das Interview erschien in der DAZ.online am 01. Sep-
tember.

Laubscher zu Pseudo-Customer

Zu den Themen sinkender Apothekenzahlen, Versandhandel und den 
politischen Forderungen der Apothekerschaft gab LAK-Pressesprecher 
Stefan Möbius dem baden-württembergischen Radio-Sender Antenne 1 
ein kurzes Interview. Am 24. August liefen in dem Sender im Rahmen der 
Nachrichten mehrere kurze O-Töne:
• Möbius: „Die flächendeckende Versorgung wird durch die Apo-

theken sichergestellt.“
• Möbius: „Ausländische Apotheken picken sich die Rosinen her-

aus. Die Politik muss handeln, sonst wird den Apotheken vor Ort 
das Leben weiter erschwert.“

Apothekenthemen 
im Radio

© shutterstock.com
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FDP bemüht um 
Schadensbegrenzung
Mit einigen Formulierungen im Bundestagswahl-

programm der FDP sind die Apothekerinnen und 

Apotheker ganz und gar nicht glücklich. Das bekam 

die FDP schnell zu spüren. Viele Apotheker wand-

ten sich entsprechend verärgert an die FDP. Um die 

Aussagen im FDP-Wahlprogramm zu erklären und 

um zu versichern, dass die FDP auch zukünftig hinter 

der Apotheke vor Ort steht, lud der gesundheitspo-

litische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion, Jochen 

Haußmann, LAK Pressesprecher Stefan Möbius in die 

Räumlichkeiten der FDP-Landtagsfraktion ein.

Grüne suchen 
Kontakt zu 
Apothekern
Bereits in den letzten PR-News 
berichteten wir von einem Gespräch 
von LAK-Vorstandsmitglied Daniela 
Klebes mit der Freiburger Bundestag-
sabgeordneten Kerstin Andreae. Frau 
Andreae nahm die Argumente der Apo-
thekerschaft auf und lud die gesund-
heitspolitische Sprecherin der Grü-
nen-Bundestagsfraktion, die hessische 
Abgeordnete Kordula Schulz-Asche 
zu einem Gespräch mit Apothekerin-
nen und Apothekern nach Freiburg 
ein. Auch an diesem Gespräch nahm 
LAK-Vorstand Klebes teil.

Cannabis in
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S
ie ist wohl der Shootingstar
unter den Arzneimitteln, die da
ins Sortiment der Apotheken ge-

wandert ist: die Cannabispflanze. Auf-
merksamkeit ist ihr gewiss – in Mün-
chen beispielsweise, wo jetzt die Hanf-
messe Cannabis XXL begonnen hat. 
Für zehn Euro pro Tag kann man sich
dort aufklären lassen: beispielsweise 
über gesunde Ernährung mit Hanf,
über ökologisch korrekte Kleidung aus
Hanf und natürlich auch über Heilung
dank Hanf. Die Cannabis-Medizin
liegt den Veranstaltern, die aus den
Reihen des Cannabis-Verbands Bay-
ern stammen, besonders am Herzen:
„Cannabis sollte jedem Patienten zu-
gänglich sein, dem es nützt.“

Und nützen tut es vielen. So gilt es
als wissenschaftlich erwiesen, dass 
Marihuana gegen Lähmungserschei-
nungen, Übelkeit, Appetitlosigkeit
und Schmerzen wirken kann. Und so 
setzen immer mehr Patienten ihre
Hoffnung auf den Naturstoff – vor al-
lem seitdem die Bundesregierung be-
schlossen hat, dass schwer kranken
Patienten der Zugang zu Cannabis er-
leichtert werden soll. Diese Tendenz
bestätigt die Landesapothekerkam-
mer Baden-Württemberg. „Genaue
Zahlen liegen nicht vor“, sagt der Spre-
cher Stefan Möbius. „Aber wir können
sagen, dass die Nachfrage steigt.“ 

Seit dem 10. März darf Cannabis vom
Hausarzt im Rahmen der Therapie-
freiheit auf Rezept verschrieben wer-
den. Darunter fallen getrocknete Blü-
ten oder Cannabisextrakte und 
Arzneimittel mit den Wirkstoffen
Dronabinol oder Nabilon. Patienten
können diese bekommen, wenn der
behandelnde Arzt überzeugt ist, dass
das Mittel den Krankheitsverlauf posi-
tiv beeinflusst oder schwere Sympto-
me lindert, etwa in der Schmerz-
therapie und bei bestimmten chro-
nischen Erkrankungen. Und der Chef
der Bundesapothekerkammer, And-
reas Kiefer, hat klargestellt: „Jede 
Apotheke kann nach einer ärztlichen
Verordnung Rezepturarzneimittel mit
Cannabis herstellen und abgeben.“
Das zeigte Wirkung: Allein im März

verordneten Ärzte auf 488 Rezeptfor-
mularen insgesamt 564 cannabishalti-
ge Zubereitungen oder Cannabisblü-
ten in Rezepturen. 

Doch die Vorstellung, der Kunde
überreicht das Rezept und hält gleich
darauf seine verordnete Dosis Mari-
huana in Händen, funktioniert in der 
Realität nicht so reibungslos. „Vieles, 
was die Abgabe von Cannabis betrifft,
ist noch nicht im Detail festgelegt,
weshalb Apotheker sehr auf sich ge-
stellt sind“, sagt etwa Philipp Böhmer.
Der Apotheker aus Stuttgart klärt Kol-
legen im Rahmen von Fortbildungen 
der Apothekerkammer über die
schwammigen Regeln auf, die für die 
Cannabis-Abgabe gelten. 

So hat der Gesetzgeber beispiels-
weise nicht festgelegt, bei welchen Er-
krankungen Cannabis verschrieben
werden darf. Die entsprechenden Er-
kenntnisse soll eine Begleitforschung
liefern, angeführt von der Bundes-
opiumstelle. Dafür ist aber vorge-
schrieben, wie viel Cannabis jeder Pa-
tient allerhöchstens bekommen darf:
100 Gramm innerhalb von 30 Tagen. 

Doch nicht nur das unklare Regel-
werk macht die Abgabe so kompliziert.
So beklagen Patienten vielfach, dass
Cannabis aus der Apotheke viel teurer
geworden sei: Der Preis stieg von etwa
zwölf Euro pro Gramm auf 20 bis 25
Euro pro Gramm. Es gibt auch immer
noch nur wenige Ärzte, die Cannabis
verschreiben. Das beklagen auch die
Mediziner selbst – etwa der Arzt und

Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft
Cannabis als Medizin, Franjo Groten-
hermen. Das Problem sei, „dass bei
mehreren Hundert Euro Therapiekos-
ten im Monat viele Ärzte davor zu-
rückschrecken, ein Rezept auf Canna-
bis auszustellen, weil sie befürchten, 
damit ihr Budget zu sprengen“.

Auch dass die erste Verordnung für
jeden Patienten von den Kassen erst
genehmigt werden muss, scheint kein
verbraucherfreundlicher Vorgang zu 
sein: „Es ist häufig ein zäher Prozess“,
bestätigt der Apotheker Böhmer. „Es 
gibt keine klare Aussage, bei welcher
Indikation Cannabis als Therapeuti-
kum von den Krankenkassen bezahlt
wird.“ Was dazu führt, dass die Kran-
kenkassen die ärztliche Verordnung 
von Cannabis häufig ablehnen – „ob-
wohl im Gesetz steht, dass nur in be-
gründeten Ausnahmefällen eine Ab-
lehnung erlaubt sei“, sagt Franjo Gro-
tenhermen. Nach Angaben des Deut-
schen Ärzteblatts legen die Kassen bei
bis zu 50 Prozent der Anträge ihr Veto
ein. Grotenhermen vermutet dahinter
Kalkül: „Es soll so schwer wie möglich
sein, an medizinisches Cannabis zu
kommen.“ Auch soll verhindert wer-
den, dass manche Bürger die neue the-
rapeutische Offenheit als Einladung
missverstehen könnten. Nach dem
Motto: Man geht zum Arzt und sagt,
außer Cannabis helfe nichts, und
kommt so legal an die Droge. 

Doch der vermeintliche Selbst-
schutz geht auf Kosten Tausender Pa-

tienten, denen die Pflanze tatsächlich
helfen könnte, kritisiert Grotenher-
men. Weshalb sich die AG Cannabis als
Medizin dafür einsetzt, dass das Ge-
setz möglichst bald nachgebessert 
wird.

Aber eine ärztliche Verordnung
nützt nicht viel, wenn nicht genug
Cannabis verfügbar ist: Zurzeit gibt es
nur für bestimmte deutsche Betriebe 
die Genehmigung, medizinisches Can-
nabis aus Kanada und den Niederlan-
den einzuführen. 2016 kamen aus Hol-
land 170 Kilogramm, bis 2020 soll die
jährliche Importmenge auf bis zu 700 
Kilogramm steigen. „Doch gerade jetzt
sind die handelsüblichen Sorten kaum
zu bekommen“, sagt Böhmer. 

Kommt die Lieferung, muss diese erst
einmal überprüft werden: Cannabis-
blüten sind kein Fertigarzneimittel,
weshalb der Apotheker die Ware tes-
ten muss. Teils sind die Verfahren auf-
wendig. „Eine praktikable Variante
wäre es, das Cannabis mithilfe eines 
Teststreifens zu prüfen – so wie er
auch bei Urinkontrollen durch die
Polizei zum Einsatz kommt.“ Böhmer
hat schon beim Hersteller angefragt,
ob dies auch für die vorgeschriebene
Prüfung in Apotheken zulässig wäre.
Die Antwort: „Eigentlich nicht.“ 

Die Experimentierfreudigkeit, die
man den Konsumenten von Cannabis
nachsagt, bestimmt deshalb aktuell 
den Apothekeralltag. Beim Infoabend
der Landesapothekerkammer wird
Böhmer gefragt, welche Mühle denn

für das Zerkleinern der Blüten geeig-
net sei. „Eine elektrische Kräuter-

mühle reicht aus“, antwortet
Böhmer. Andere Apotheker

nutzen dafür einen Grinder,
eine Art Handmühle, die
auch in Kifferkreisen ge-
nutzt wird. Scherzhaft fügt
Philipp Böhmer an, dass
man Kunden aber bitte da-

rauf aufmerksam machen
sollte, das Cannabis als Tee

oder Inhalation zu konsumie-
ren: „Joints und Kekse sind nach
pharmazeutischem Sachverstand

beurteilt keine Option.“

„Die Schmerzen lassen durch Cannabis nach“

H
err Lacher, warum benötigen Sie Cannabis?
Helfen Ihnen keine normalen Medikamente?
Ich bin ein chronischer Schmerzpatient und

nehme schon mein ganzes Leben Medikamente ein. 
Bis ich die Cannabis-Therapie vor anderthalb Jah-
ren begann, habe ich rund 50 Tabletten Morphium
im Monat nehmen müssen. Doch Morphium hat ex-
treme Nebenwirkungen. Man ist dauerhaft leicht be-
nebelt, und ich habe Depressionen bekommen.

Hat Ihr Arzt empfohlen, zu Cannabis zu wechseln?
Nicht ganz. Ich habe sehr viel über Cannabis als Me-
dikament gelesen und dies meinem Hausarzt vorge-
schlagen. Daraufhin zogen wir einen Arzt hinzu, der
in dem Gebiet deutlich erfahrener ist. Gemeinsam
entschlossen wir uns, die Cannabis-Therapie auszu-
probieren. Allerdings bezahle ich bisher selbst für 
das Cannabis. Es ist noch nicht sicher, ob die Kran-
kenkasse die Therapie übernimmt.

Haben Sie schon früher Cannabis konsumiert?
Ich bin in der Pubertät damit in Berührung gekom-
men und habe gemerkt, dass es mir hilft. Sie müssen
wissen, als Schüler war ich jährlich drei bis sechs 
Monate lang im Krankenhaus. Durch das Cannabis 
haben das Asthma und die Schmerzen nachgelassen.
Doch nach einem halben Jahr hörte ich auf damit, da
ein Freund, der auch Cannabis konsumierte, Proble-
me mit der Polizei bekam. 

Als Cannabis-Patient muss man vor der Polizei ja kei-
ne Angst mehr haben . . .
Von wegen. Obwohl ich bereits seit anderthalb Jah-
ren eine Ausnahmegenehmigung habe, kam ich im 
Februar in eine Polizeikontrolle. Kurze Zeit später
standen eines Morgens zwei Mannschaftswagen der
Polizei vor meiner Tür. Zwei Stunden lang wurde 
mein Haus durchsucht. Seitdem habe ich kein Can-
nabis mehr konsumiert. Strafrechtlich kann mir
nichts passieren, aber ich habe große Angst davor, 
meinen Führerschein zu verlieren. Als chro-
nisch Kranker war es sowieso schon schwierig,
einen Job zu finden. Ohne Führerschein wird 
es quasi unmöglich. 

Werden Sie auf der Straße komisch angeschaut,
wenn Sie sich einen Joint anzünden? 
Ich rauche das Cannabis nicht. Vor einem Jahr
habe ich generell aufgehört zu rauchen,
darum möchte ich auch keine Joints
rauchen. Ich löse das Cannabis in

Olivenöl auf und trinke es wie Saft. Alternativ nutze 
ich einen Verdampfer und inhaliere den Wirkstoff.
Beides mache ich über den Tag verteilt, so dass der
„High“-Effekt ausbleibt. Und ich nehme das Canna-
bis in der Regel nur ein, wenn ich alleine bin.

Wie oft kommt es vor, dass Menschen Sie nach ein paar
Gramm fragen?
Selten, zwei oder drei Mal bisher. Ich habe auch noch
nie etwas weitergegeben, da ich das Cannabis selbst
benötige für Schmerzspitzen. Außerdem wäre es für
„Freizeit-Konsumenten“ auch unattraktiv, von mir
etwas abzukaufen. Der Straßenpreis für Cannabis
beträgt etwa sieben Euro pro Gramm. Ich bezahle in
den Apotheken derzeit zwischen 30 und 35 Euro.

Das Gespräch führte Julia Bosch.

Interview Heiko Lacher, der unter 
starken Rückenschmerzen leidet, spricht 

über Begegnungen mit der Polizei und 
warum er das Marihuana nicht raucht.

Für die Abgabe von Cannabis 
gelten recht schwammige Regeln

Apotheker müssen bei Cannabis 
experimentierfreudig sein 

Einsatz Die medizinische 
Anwendung von Produk-
ten aus der Hanfpflanze 
wird bislang vor allem im 
Zusammenhang mit der 
Schmerztherapie und 
chronischen Erkrankungen 
wie multipler Sklerose 
diskutiert. Tatsächlich aber 
sind es rund 60 Diagno-
sen, für die das Bundes-
institut für Arzneimittel 
und Medizinprodukte in 
der Vergangenheit Geneh-
migungen für die Therapie 
erteilt hat. 

Wirkung Den Cannabis-
produkten werden 
entzündungshemmende, 
krampflösende und 
schmerzlindernde Effekte 
zugeschrieben. Noch im-
mer mangelt es an wissen-
schaftlichen Informatio-
nen. Auch muss Cannabis 
nicht für jeden Patienten 
geeignet sein. Insbesonde-
re Menschen mit einem 
hohen Risiko für Psychosen
oder Vorerkrankungen am 
Herzen sollten beim Kon-
sum vorsichtig sein. wa

SO WIRD MEDIZINISCHES CANNABIS EINGESETZT

SCHMERZPATIENT

Schicksal Heiko Lacher ist gelernter Versiche-
rungskaufmann und lebt in Sankt Märgen
(Breisgau-Hochschwarzwald). Der 49-Jähri-
ge leidet von Kind an unter Asthma, einer

chronischen Nasennebenhöhlenentzündung
sowie einer Allergie gegen Schmerzmittel.

Da er als Kind regelmäßig Cortison ein-
genommen hat, hat er mittlerweile

auch Osteoporose. jub

Tagesthema

Gesundheit Cannabis macht Karriere als Arznei. 
Seit vier Monaten dürfen Ärzte ihren Patienten 
Marihuana verschreiben. Doch die Droge auf 
Rezept stellt Mediziner und Apotheken vor 
große Schwierigkeiten. Von Regine Warth

Wenig 
berauschend

Apotheker vermissen klare Zusagen, in wel-
chen Fällen Cannabis als Therapeutikum von den

Kassen bezahlt wird.  Fotos: Jiri Hera, rgbspace/AdobeStock, privat

Auf Einladung der LAK nahm an einer 

LAK-Fortbildung zum Thema Cannabis 

in der Apotheke in Stuttgart auch eine 

Redakteurin der Stuttgarter Zeitung teil. 

Botschaft 1: Selbst bei 30 Grad 

Außentemperatur strömen an einem 

Donnerstabend fast 300 Apothekerin-

nen und Apotheker ins Stuttgarter Haus 

der Wirtschaft und bilden sich fort. 

Botschaft 2: Apotheker sind in Sachen 

Cannabis kompetente Ansprechpartner.



PRESSESPLITTER

Ausschnitte aus Presseartikeln der 
vergangenen Monate

23.06.2017

Gränzbote 

Die Landesapothekerkammer muss hier eine Abwä-
gung vornehmen: Einerseits sollten die Wege für die 
Patienten zur Notdienstapotheke nicht zu weit sein, 
andererseits dürften die Apotheken nicht überfordert 
werden.
Denn jeder Notdienst stelle für die Apotheke eine 
Belastung dar, da die meisten Apotheker nach einer 
Notdienstnacht am nächsten Morgen gleich weiterar-
beiten müssten.

31.07.2017

Pharmazeutische Zeitung 

Homöopathische Arzneimittel gehören in die Apotheke. 
Dieser Ansicht ist die Landesapothekerkammer Ba-
den-Württemberg, die sich in ein einer Pressemitteilung 
deutlich dagegen ausspricht, die Apothekenpflicht für 
Homöopathika aufzugeben.
Günther Hanke, Präsident der Landesapothekerkammer: 
«Die meisten homöopathischen Arzneimittel werden in 
Deutschland ohne Angabe eines bestimmten Anwen-
dungsgebiets vertrieben. Patienten brauchen die fach-
kundige Beratung.» Die Packungsaufschrift helfe hier 
nicht weiter. (…) Aus der Sicht Hankes ist es Aufgabe 
des pharmazeutischen Personals in den Apotheken, die 
Patienten auf die Grenzen der Homöopathie hinzuweisen 
und ihnen einen Arztbesuch zu empfehlen. «So lässt sich 
oftmals eine Verschlimmerung des Krankheitszustandes 
verhindern.»12.08.2017

Schwarzwälder Bote 

Bis zu 170 Notdienst-Apotheken gibt es in Baden-Württemberg 
pro Tag. (…) 
Stefan Möbius, Pressesprecher der Landesapothekenkammer, 
zeigt auf Nachfrage unserer Zeitung auf: »Aufgrund der sinken-
den Apothekenzahl nimmt die Belastung der Apotheker durch 
den Notdienst kontinuierlich zu. Gerade im ländlichen Bereich 
werden Apotheken dadurch stark belastet. Und dies in einer 
Phase ohnehin schlechter werdender wirtschaftlicher Rahmen-
bedingungen.« Hinzu komme die angespannte Personalsituation. 
»Viele Apotheken suchen händeringend nach Personal. Auch im 
Notdienst muss immer ein Apotheker vor Ort sein, der nicht in 
seltenen Fällen direkt am nächsten Tag weiterarbeiten muss. Der 
Notdienst ist daher eine zusätzliche Belastung«, verdeutlicht Mö-
bius und kritisiert: »Schuld an der sinkenden Apothekenzahl sind 
die sich verschlechternden wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. 
Die Politik hat in den letzten Jahren das Honorar für Apotheken 
nur minimal angepasst.

10.05.2017

Stuttgarter Zeitung - Stadtausgabe 

Für die Landesapothekerkammer sind die ausländischen 
Versandhändler ohnehin Rosinenpicker, die sich die 
teuren Nacht- und Notdienste sowie die persönliche 
Beratung sparten und sich am Gesundheitssystem berei-
cherten. Laut der Kammer haben mehr als 640 Apothe-
ken zwischen dem 20. Dezember 2016 und dem 1. März 
2017 mehr als 122 000 Unterschriften ihrer Kunden 
gegen ausländische Versandhändler und deren „gefähr-
liche Einflüsse“ sowie für die Erhaltung wohnortnaher 
Apotheken gesammelt.

LAK-PR-NEWS

KONSEQUENZLANDESAPOTHEKERKAMMER BADEN-WÜRTTEMBERG
Ihre Ansprechpartner: 
Dr. Karsten Diers, Geschäftsführer | karsten.diers@lak-bw.de
Stefan Möbius, Öffentlichkeitsarbeit | stefan.moebius@lak-bw.de

14.07.2017

Schwäbische Zeitung 

Es ist genau festgelegt, wieviel die Apotheken an den Arz-
neimitteln verdienen. „Ziel ist, dass die Patienten geschützt 
werden und nicht darauf angewiesen sind, Preise zu verglei-
chen“, sagt Stefan Möbius, Pressesprecher der Landesapo-
thekerkammer Baden-Württemberg. „Außerdem soll so eine 
flächendeckende Apothekenversorgung gewährleistet werden.“ 
Für ausländische Versandapotheken gilt diese Preisbindung 
nicht mehr.
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